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also den Schulleitungen und Lehr-
kräften, den Kita-Trägern und den Er-
zieherinnen und Erziehern ist dabei 
ausdrücklich kein Vorwurf zu machen 
– sie tun, was sie können, um die Bil-
dungseinrichtungen für unsere Kinder 
im Rahmen des Möglichen wieder in 
Gang zu bringen.
 Aber den Rahmen dessen, was 
möglich ist, setzt die Landesregierung. 
Vielmehr: Sie müsste ihn setzen. Aber 
das tut sie nicht, weder für die Schu-
len noch für die Kitas und Krippen. 
 Darüber haben wir in dieser Ple-
narwoche im Hessischen Landtag de-
battiert. Und wir haben klargemacht: 
Die SPD ist willens, die nächsten 
Schritte auf dem Weg in eine neue 
Normalität aktiv mitzugestalten. Ob 
die Landesregierung dazu in der Lage 
ist, muss derzeit offen bleiben. 

Ihre Nancy Faeser

seit über zwei Monaten zwingt uns die 
Covid-19-Pandemie einen Ausnahme-
zustand auf. Die wichtigste Aufgabe 
ist es in dieser Situation, sich darum 
zu kümmern, dass die Gesellschaft 
zusammenhält. Und dass die öffent-
lichen Einrichtungen funktionieren. 
Da droht die schwarzgrüne Landesre-
gierung in einigen Bereichen leider zu 
versagen.
 Viele Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer sind in Kurzarbeit oder 
sehen sich gar mit dem Verlust ihrer 
Arbeitsstelle konfrontiert. Andere 
müssen von zu Hause aus mehr als 
vorher arbeiten – und zusätzlich noch 
ihre Kinder betreuen. 
 Die Eltern mit Kindern im Kita- und 
Schulalter erleben in diesen Tagen, 
wie chaotisch die Vorbereitungen für 
die Wiederaufnahme der Kinderbe-
treuung und des Schulbetriebs ge-
laufen sind. Den Zuständigen vor Ort, 



FAMILIEN BRAUCHEN EINE PERSPEKTIVE

Auf Antrag der SPD-Fraktion hat 
der Hessische Landtag über die 
familienpolitischen Versäumnisse 
der Landesregierung in der Coro-
na-Krise debattiert. Dem Sozialmi-
nister Kai Klose warf Lisa Gnadl da-
bei mangelndes Interesse für die 
Lage der Familien in Hessen vor. 
Dieses Desinteresse manifestiere 
sich in dem hilflosen Agieren des 
Ministers in der Frage der Wieder-
eröffnung der Kindertagesstätten. 

„Der Sozialminister müsste den Fa-
milien vieles erklären. Aber das tut 
er nicht, weil er kein Konzept und 
keinen Plan hat. Die Familien ha-
ben – wie alle Menschen in Hessen 
– Anspruch auf eine Landesregie-
rung, die bereit ist, Verantwortung 
in dieser schwierigen Zeit zu über-
nehmen, die Entscheidungsstärke 
demonstriert, die vorangeht und 
Wege aufzeigt und die eine offene 
Kommunikation mit den Betrof-
fenen pflegt. All das haben wir in 
Hessen nicht“, so der Vorwurf der 
sozialpolitischen Sprecherin. Gnadl 
erinnerte daran, welchen Belas-
tungen Familien in den letzten 
Wochen zwischen Beruf, eigener 
Kinderbetreuung und Heimunter-
richt sowie teilweise verbunden 
mit Existenzängsten und beeng-
ten Wohnverhältnissen ausgesetzt 

waren. Die Einschränkungen der 
vergangenen Wochen seien not-
wendig gewesen, um das Infekti-
onsgeschehen unter Kontrolle zu 
bekommen. „Der hessische Sozial-
minister hat in den letzten Wochen 
Vieles angekündigt und verspro-
chen und nichts davon eingehal-
ten. Da war die Rede von einem 
‚eingeschränkten Regelbetrieb‘ in 
den Kitas für alle Kinder ab dem 
2. Juni – tatsächlich wird es auf 
unabsehbare Zeit nur eine Notbe-
treuung geben. Es wird Unterstüt-
zung für die Kita-Träger angekün-
digt – und dann will der Minister 
den Kommunen und Trägern ‚freie 
Hand‘ lassen, was nichts anderes 
bedeutet als: ‚Seht selbst zu, wie 
ihr zurechtkommt.‘ Offensichtlich 
ist der Minister mit seinem Amt 
überfordert“, folgerte Gnadl.

Am Rande der Plenarwoche de-
monstrierten Eltern unter dem 
Motto „Familien in der Krise“ vor 
der Hessischen Staatskanzlei in 
Wiesbaden, um auf die Folgen 
der Corona-Krise für Eltern und 
Kinder aufmerksam zu machen. 
„Nach zwei Monaten im Ausnah-
mezustand mit geschlossenen Ki-
tas, Schulen und Sporteinrichtun-
gen haben die Familien ein Recht 
darauf, von der Landesregierung 
erklärt zu bekommen, wie es wei-
tergehen soll“, bekräftigte die Frak-
tionsvorsitzende Nancy Faeser die 
Forderung der Demonstrierenden. 
Vor allem die Eltern von Kindern 
im Kita-Alter müssten endlich er-
fahren, ob, wann und mit welchen 

Einschränkungen die Kinderbe-
treuung wieder in Gang kommen 
soll. „Es wäre der Job des Sozial-
ministers gewesen, die Träger und 
Betreiber der Krippen und Tages-
stätten zusammenzubringen und 
mit ihnen einen belastbaren Plan 
für die nächsten Wochen und Mo-
nate zu erarbeiten. Aber Herr Klo-
se duckt sich weg und schiebt die 
Verantwortung für die Organisati-
on des Kita-Betriebs den Kommu-
nen und den Trägern der Betreu-
ungseinrichtungen zu. Die Eltern, 
die dringend Planungssicherheit 
und eine Perspektive brauchen, 
werden hingehalten und vertrös-
tet. Dabei geht es hier nicht um 
Zuständigkeiten, sondern um po-

litische Führung in einer einmali-
gen Krisensituation. Diese Führung 
bietet Minister Klose nicht“, so 
Faeser. In anderen Bundesländern 
hätten die jeweiligen Regierungen 
gemeinsam mit allen Beteiligten 
konkrete Stufenpläne für den Wie-
dereinstieg in die institutionelle 
Kinderbetreuung entworfen. „Es 
ist absolut nicht nachvollziehbar, 
dass das Land an dieser Stelle den 
Familien, den Kommunen und den 
Trägern der Kitas die Unterstüt-
zung verweigert“, kritisierte Faeser.

DEMO FÜR KINDERBETREUUNG

ANTWORT AUF REGIERUNGSERKLÄRUNG
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AKTUELLE STUNDEN KURZ UND KNAPP

Die SPD-Fraktion hat in ihrer ak-
tuellen Stunde gefordert, in den 
hessischen Alten- und Pflegeein-
richtungen Reihentests auf das 
neuartige Corona-Virus vorzuneh-
men. Dr. Daniela Sommer sagte 
in der Plenardebatte, es sei in-
zwischen gesicherte Erkenntnis, 
dass sich nahezu die Hälfte der in 
Hessen bislang zu beklagenden 
Todesfälle im Zusammenhang mit 
Covid-19 in den Betreuungs- und 
Pflegeeinrichtungen für ältere 
Menschen ereignet hätten. „Älte-
re Menschen gehören zur Hoch-
risikogruppe für einen schweren 
Verlauf der Corona-Infektion“, er-
klärte Sommer. „Deswegen brau-
chen sie auch besonderen Schutz. 
Und zu diesem Schutz gehört auch 
das zielgerichtete Testen der be-
sonders gefährdeten Gruppen 
und ihres Umfelds. Das bedeutet: 
Pflegekräfte und Pflegebedürftige 
müssen auf das Virus getestet wer-
den“, so die gesundheitspolitische 
Sprecherin. Von Anfang an habe 
die SPD-Fraktion die Forderung 
aus der Fachwelt unterstützt, ein 
flächendeckendes Testmanage-
ment für alle Berufsgruppen und 
für alle stationären Patienten und 
Pflegebedürftigen in den Kranken-
häusern und Heimen einzurich-
ten, damit die Eindämmung der 
Infektionen gewährleistet werden 
kann. Es sei Stand der aktuellen 

Forschung, dass Reihentests in den 
Einrichtungen es möglich machen, 
Infektionen bei den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern frühzeitig zu 
erkennen und die entsprechen-
den Quarantänemaßnahmen zu 
treffen, um Pflegende und Pfle-
gebedürftige zu schützen. Seine 
Verweigerungshaltung müsse der 
Gesundheitsminister aufgeben, 
zumal die erforderlichen Testkapa-
zitäten längst verfügbar seien.

FIZ: KONTROLLE 
IST AUFGABE 
DES 
LANDTAGS

In einer 
Aktuel len 
Stunde hat 
sich der Landtag 
mit umstrittenen Dienstreisen und 
anderen bedenklichen Vorgängen 
beim landeseigenen Frankfurter 
Informationszentrum Biotechnolo-
gie GmbH (FIZ) befasst. „Ein Unter-
nehmen, das der öffentlichen Hand 
gehört und 23 Millionen Euro Steu-
ergelder bekommen hat, macht 
Schlagzeilen mit teuren Dienstrei-
sen, bei denen der Sinn fraglich 
ist, mit teuren Hotelübernachtun-
gen und mit der Übernahme von 
zehntausenden Euro Gebühren für 
ein Studium eines leitenden Mit-
arbeiters in der Schweiz. Da ist es 
die Pflicht des Parlaments, dies zu 
hinterfragen“, stellte Marius Weiß 
fest. „Uns interessiert, warum die 
politische Kontrolle der Landesre-
gierung im Aufsichtsrat offensicht-
lich nicht funktioniert hat.“ Wichtig 
sei zu klären, ob der Ministerprä-
sident seinen Aufsichtsrats-Vorsitz 
ordnungsgemäß wahrgenommen 
habe und wie es sein könne, dass 

sich die kritisierten Sachverhal-
te nach Ansicht der Landesregie-
rung ‚im Rahmen der üblichen 
Geschäftsführung‘ bewegt und 
keine Verstöße gegen vertragliche 
Bestimmungen und Compliance-
Regeln dargestellt haben sollen. 

TOURISMUS IN HESSEN

In der Debatte 
über die Frage, 
wie der Touris-
mus in Hessen 
gestärkt wer-
den kann, for-
derte der wirt-
schaftspolitische 
Sprecher Tobias Eckert 
eine bessere Förderung der hes-
sischen Tourismus-Destinationen. 
„In Hessen hat sich die touristische 
Entwicklung zwischen den großen 
Städten und den ländlichen Regio-
nen gegensätzlich entwickelt,“ er-
klärte Eckert. „Wir brauchen geeig-
nete Förderprogramme, um eine 
planvolle Tourismusentwicklung 
zu ermöglichen. Gerade die Nach-
folgeproblematiken im ländlichen 
Raum hätte in den Blick genom-
men werden müssen, denn mit 
jeder Schließung eines gastrono-
mischen Betriebs verliert der Ort 
ein Stück Lebensqualität und At-
traktivität.“ Seit langem setze sich 
die SPD-Fraktion für Förderpro-
gramme ein: für touristische Nach-
haltigkeit, Barrierefreiheit, Quali-
tätsverbesserung der touristischen 
Angebote, Fachkräftegewinnung 
und Innovationsunterstützung. 
Dies sei jetzt wichtiger denn je, 
erklärte Eckert und kündigte die 
Beantragung einer Anhörung im 
Landtag zum Tourismus in Hessen 
an.

CORONA-TESTS IN PFLEGEEINRICHTUNGEN
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MEHR UNTERSTÜTZUNG FÜR RADWEGEBAU

In Zweiter Le-
sung hat der 
Landtag über 
den Gesetz-
entwurf zum 
Ausbau von 
R a d s c h n e l l -
verbindungen 
in Hessen de-
battiert. Der 
von der FDP-Fraktion eingebrachte 
Entwurf soll dafür sorgen, dass das 
Land die Kommunen bei der Pla-
nung und beim Bau von Radschnell-
wegen entlastet. „Gerade in Zeiten 
von Corona ist das Radfahren wich-
tiger denn je, um fit zu bleiben und 
sich vor möglichen Ansteckungen 
zu schützen. Die Landesregierung 
ist leider erst Anfang der Woche 
aufgewacht und hat erkannt, dass 
sie den Radwegeausbau endlich 
effektiv unterstützen sollte und 

ist unserer 
Forderungen 
nachgekom-
men, mehr 
M i ta r b e i te r 
für die Pla-
nung bei Hes-
sen Mobil 
einzustellen“, 
erklärte To-

bias Eckert die Unterstützung für 
diesen Gesetzentwurf.  Gerade von 
einem grünen Verkehrsminister 
sei wir mehr Engagement in die-
sem Bereich in den letzten Jahren 
zu erwarten gewesen, so Eckert. 
„Ich erinnere an das Schnecken-
tempo der Landesregierung: Von 
den geplanten 59 Radwegen sind 
bisher erst acht umgesetzt. Da 
helfen auch schönen Power-Point-
Präsentationen des Ministers nicht 
weiter“, kritisierte Eckert.

Der Landtag hat ein „Gesetz zur 
Anpassung des Hessischen Schul-
gesetzes und weiterer Vorschriften 
an die Maßnahmen zur Bekämp-
fung des Corona-Virus“ beraten. 
Der Gesetzentwurf, der in drei Ge-
setzen und 22 Verordnungen weit 
über 200 Einzeländerungen vor-
nimmt, war von den Regierungs-
fraktionen von CDU und Grünen 
eingebracht worden. Christoph 
Degen kritisierte, dass der Gesetz-
entwurf kurzfristig und ohne jeg-
liche Beteiligung der Betroffenen 
eingebracht worden sei. Immerhin 
gebe es mit dem „ausgesprochen 
technokratischen“ Entwurf nun 

eine Grundlage, die helfen könne, 
Härten abzufedern. Degen beton-
te, dass Schülerinnen und Schü-
lern durch die Covid-19-Pandemie 
in diesem Schuljahr keine Nachtei-
le entstehen dürften. „Die Schulen 
hatten mit vielfältigen Problemen 
zu kämpfen. Die Krise hat vor allem 
deutlich gemacht, wie groß die De-
fizite sind, die eine zögerliche und 
wenig vorausschauende Schulpo-
litik der letzten Jahrzehnte verur-
sacht hat. Die Umstellung auf digi-
tales Lernen hat gezeigt, wie groß 
die Unzulänglichkeiten in diesem 
Bereich sind. Lehrermangel und 
Sanierungsstau der Schulgebäude 

226 RECHTSÄNDERUNGEN IM SCHWEINSGALOPP 

VERKEHRSPOLITIK
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Elke Barth kritisierte 
in der Debatte über 
die Änderung der 
Hessischen Bau-
ordnung (HBO), 
dass die Koalition 
erneut die Chance 
verpasst habe, die HBO 
grundlegend zu reformieren um 
das Bauen in Hessen schneller, ein-
facher und günstiger zu machen.  
Aus Sicht ihrer Fraktion müssten 
in der Bauordnung deutlich stren-
gere Fristsetzung für die geneh-
migenden Kommunalbehörden 
festgelegt werden. Gerade in Süd-
hessen, wo vergleichsweise viel 
gebaut werde, beklagten sich Bau-
herren und Bauträger über vielfäl-
tige Verzögerungen auf Seiten der 
zuständigen Behörden. „Insgesamt 
ist auch die neueste schwarzgrüne 
Gesetzesänderung wieder ein Do-
kument der verpassten Chancen“, 
kritisierte Barth.

HESSISCHE BAUORDNUNG

haben die Situation noch erheb-
lich verschärft“, so Degen in der 
Debatte. Mit der Abschaffung des 
Sitzenbleibens sei Schwarzgrün im-
merhin über den eigenen Schatten 
gesprungen.  Nun müsse aber drin-
gend für eine entsprechende digi-
tale Ausstattung von Lehrenden 
und Lernenden gesorgt werden.

SCHULGESETZ



Angesichts der wirt-
schaftlichen Folgen 
der Corona-Krise 
setzt der Hessische 
Landtag die Anpas-
sung der Bezüge sei-
ner Mitglieder in die-
sem Jahr aus. „Da die 
Abgeordneten selber über 
die Höhe ihrer Bezüge entschei-
den müssen, hat sich der Landtag 
auf ein Index-Verfahren verstän-
digt: Der so genannte ‚Nominalin-
dex‘ für Hessen bildet ab, wie sich 
die Einkommen aller Hessinnen 
und Hessen entwickeln haben. 
Die Bezüge der Abgeordneten 
werden entsprechend der Verän-
derung des Index gegenüber dem 
Vorjahr angepasst“, erklärte dazu 
der parlamentarische Geschäfts-
führer Günter Rudolph. „Für das 
vergangene Jahr wurde ein Index 
von plus 2,3 Prozent festgestellt. 
Wir wollen aber in diesem Jahr 
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Die Vorsitzende der SPD-Fraktion 
im Hessischen Landtag, Nancy Fa-
eser, erinnert an den Regierungs-
präsidenten von Kassel, der am 2. 
Juni 2019 von einem Rechtsterro-
risten ermordet wurde. „Dr. Walter 
Lübcke wurde ermordet, weil er 
ein Menschenfreund war. Und weil 
es ihm gleichgültig gewesen ist, 
welche Hautfarbe, welche Mutter-
sprache oder welche Staatsange-
hörigkeit ein Mensch hatte“, sag-
te Faeser. „Der feige Mord an Dr. 
Walter Lübcke hat seiner Frau den 
Ehemann genommen, seinen Söh-

nen den Vater und vielen anderen 
einen verlässlichen Freund. Wir 
wissen um den Schmerz und die 
Trauer der Hinterbliebenen und 
darum, dass unsere Möglichkeiten, 
ihnen Trost zu geben, begrenzt 
sind. Den Schuss, der Dr. Walter 
Lübcke tötete, hat der Mörder al-
leine abgefeuert. Aber er hatte 
Helfer, Unterstützer, Wegbereiter, 
die das gesellschaftliche Klima in 
unserem Land vergiftet haben. 
Diese geistigen Brandstifter sind 
es, die der rechten Gewalt, dem 
rechten Terror den Weg bereiten. 

IN MEMORIAM DR. WALTER LÜBCKE

STÄRKUNG DER DEMOKRATIE
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auf die Erhöhung ver-
zichten. Denn sie ist in 
der Zeit der Corona-
Krise nicht angemes-
sen“, so Rudolph. Die 
SPD-Fraktion habe 

deshalb gemeinsam 
mit FDP, CDU und Grü-

nen einen Gesetzentwurf 
eingebracht, der das Indexverfah-
ren zur Anpassung der Abgeord-
netenbezüge in diesem Jahr aus-
setze. „Ich denke, dass wir damit 
das richtige Zeichen setzen und 
deutlich machen, dass wir verant-
wortungsvoll mit unserer Aufgabe 
umgehen“, unterstrich Rudolph 
das Anliegen des Antrags. Im Na-
men der SPD-Fraktion forderte 
er die Ministerinnen und Minis-
ter, die Staatssekretärinnen und 
Staatssekretäre der Landesregie-
rung auf, ebenfalls ein klares Zei-
chen zu setzen und auf eine Erhö-
hung ihrer Bezüge zu verzichten. 

„Die Einschränkungen 
unserer Freiheitsrech-
te sind kein Selbst-
zweck“, sagte Heike 
Hofmann in ihrer Rede 
im Plenum, „sie dienen 
vielmehr dem Schutz von 
Leib, Leben und Gesundheit. 
Kollidierende Grundrechte müs-
sen miteinander abwogen und im 
Wege des Ausgleichs miteinan-
der in Einklang gebracht werden.“ 
Um die Pandemie zu bewältigen, 
müssten sich alle notwendigen 
Maßnahmen an wissenschaftli-
chen Erkenntnissen orientieren 
und die gesellschaftlichen sowie 
wirtschaftlichen Auswirkungen 
bedacht werden. „Verschwö-
rungsideologien greifen um sich 
und rechtsextremistische Grup-
pierungen, Reichsbürger und An-
tisemiten schleichen sich in diese 
Bewegung und instrumentalisie-
ren Bedenken aus der Bevölke-
rung,“ so die Abgeordnete. Dem 
müsse entschieden entgegenge-
treten werden.

Und sie sind es, die wir bekämpfen 
müssen. Jeden Tag. Überall. Das 
sind wir Dr. Walter Lübcke schul-
dig.“

KEINE ERHÖHUNG DER ABGEORDNETENBEZÜGE


